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Textl iche Festsetzungen nach BauGB 
1. Art und Maß der baulichen Nulzung - § 9 Abs. 1 Nr. 1, Nr. 6 und Nr. 8 BauGB 

1.1 In der a~ Allgemeiles Wohngebiet WA zechnerisch feslgeselzten Fache sind die baulichen Voraussetzuogen für seniorenge­
rechtes Walmen zu berucksichligen. 

12 IMerhalb der als Algemeines Wohngebiet zeichnerisch festgesetzlen Fläche WA sild folgende nach § 4 (2) § BauNVO alk,e-
mein zulässigen sowie nach§ 4 (3) BauNVO ausnahmsweise z:ulä559'n N~ngen nich1 zulässig: 

- AAlagea fiir spo~icfle ZWecke, 

- nicht störende Hanc!werl<sbelJiebe, 

- sonstige nicht störende Gewertlebelriebe, An,igen für Veiwaltungen sowie GartenbeubelJiebe und T anl<stellet1. 

1.3 In der als Gemeinbedalfslläche zeicflnensch festgesetzlen Fläche sind ausschließlich soiialen oder kullurelien Zwecke11 die­
nelld'e Einrichtungen u.nd An1agen zldäs.sjJ. 

Für die Gastronomie sind maxirlal 50 Plätze füröie Außenoowirtung zulässig. 

1.4 Räume ffir !Jeie Berufe in Sime von § 13 BauNVO slncl nur in untergeordneter Weise mit max. 15 % der Gesdhossfläche _je 
Gebäude, zulässig. 

1.5 m, festgeselzlen Gnmdflächenzahlen (GRZ 1) gellen a~ Höchstgrenze für die Hauptgebäude. 

Bei Berücksichtigung aller Garagen und Stelplätze ml ihre• Zufahrten sowie der Nebenan0gen darf gemäß§ 19 (4) BauNVO 
innerhalb der a~ Algemeines Wolvlgebiel WA zeichnerisch festgesetzten fläche• eine GesamH3RZ (GRZ 2) voo 0,45 und in­
nemalb der als Gemeinbedalfslläche festgesetzlen Flächen eine Gesamt-GRZ (GRZ 2) von 0,8 jeweis nicht überschrillen wer­
den. 

1.6 Im zeicflnensch testgesetzlen allgemeinen Wohngebiet WA beträgl die maximal zulässige Gebäudehöhe bzw. Firsthölle 10,0 m 
be Flachdächern und 12,5 m bei soostigen Dächern. 

In der zeich/lerisch festgesetzten Gemeinbedallslläcfle beträgt die maxinal z:ulässge Gebäudehöhe bzw. Firslllöhe 11,0 m bei 
Flacil<lächem und 13,5 m bei sonsli9en Däch<m. 

Als Bez:ugspunk1 für de leslgesetzlen Höhen nacfl S~ 1 und S~ 2 gilt jeweils das miltlere bestehende Geländenr,eau an der 
geplanten Slraßenfassade. 

2. Überbaubare Grundstücksfläche. Bauweise -§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 

2.1 Die zeiclmeri.sc.h festgesetzten Baugrenzen sind vert:lindich nur oberhalb der Geländeooefftädle. 

2.2 Im Geltungsbereich dürfefl Gebäude ausschließlicfl i1 offener Bauweise errichtet wenlen. 

Im allgemeinen Wohngebiel WA dürfen Baukörper eine Länge voo max. 25 m niclll überschreften. 
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Zeichnerische Festsetzungen 

Art der baulichen Nutzung 
(§9(1)Nr.1 BauGB) 

~ Allgemeir,es Wohngebiel 

ICJDI Gemeinbedalfsfllohe für soziale oder kulturelle Zwecl<e 

LJ Straßenverkehrsfläche 

Maß der baulichen Nutzung 
(§9 (1) Nr.1 BauGB) 

, .•. 0.30 

··S 
OK max 
10 / 12,5 

Gruridllächenzahl GRZ 

Geschosslläohenzahl GFZ 

Gebäuoehllhe Obertante OK im Mtttel 
für zweigeschossi\le Gebäude ml Staffelgeschoss 
F~chdach / SoostJge Dächer 

Bauweise, überbaubare Grundslücksfläche 
(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB) 

~---.., .. ., Baugrenze 

0 Offene Bauweise 

Garagen, überdachte Ste llplätze und Nebenanlagen 
(§ 9 (1) Nr. 4 BauGB) 

Flächen für Slellplä~e 

Öffentliche Grünflächen 
{§9 (1)Nr.15BauGB) 

LJ OffenUiche Grünfläche 

@ Zwedlleslimmung: Verl<ehrsbeglelgrOn 

Vorgaben für die Bepflanzung 
(§ 9 (1) Nr. 25 BauGB) 

• zu erhalte!lde Baume 

lt O O 0 

.. ! I Flächen zum ArlpHanzen von BäL.men W'ld Sträuchern 
'l:, 0 „ 0 „ '91 

Geltungsbereich 
(§ 9 (7) !!"auGB) r-, Grel\Ze des räumlichen 
l-.J GeHungsbereiches des B--Planes 

Nachrichtli che Übernahme, Hinweise 

geplante Grunds!Ocksgrenze11 

Grenze des Überschwemroong.sgebieles Wiera 

- - Mrttelwasserstaoo'sliriie V'liera 

Plangrundlage 

- vorhandene Gebäude 

Flurstocruummru 

FhJrstocksgrenze 

Flurgrenze 
Kartengrund e erstellt durch: 

3. Garagen. überdachte Stellplätze und Nebenanlagen - § 9 Abs. 1 Nr. 4 Bau GB 

3.1 Garagen un<I überdacflle Slellplätze im Sinrie des§ 14 Baut>IVO sind ni::ht zulässig, außersle sind"' das Gebäude integfiert. 

32 Stellplätze si1d ·gemäß§ 12 (6) BauNVO • nur merhalb der Baugrenzeo und der hierfür zeichnerisch feslgeselz!en Flächen 
zulässig. 

3.3 Sonstige untergeordnete Nebenarllagen in Sinne des§ 14 BauNVO siid zulässig, wenn eine maximale Grundfläche von jeweils 
30 rn' und e11e Gesamtfläche von 60 m' nicht Oberschrineli wild. Dies giH sowohl fiir das AI\Jemeile Wolvlgebiet WA als auch 
fü:rdie Gemeinbedarfsfläche. Ebe.nenf~e Terras.sen slnd von dieser Bestimmung ausgenommen. 

Für die in Satz 3 bezei:hneteri Anlagen gelten eine maxiTiale Traufhöhe von 3,50 m und eine maximale Gebäudehöhe von 4,50 
m. 

4. Öffentliche Grilnßächen - § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB 

4.1 Die im Bereicfl der Allee zeichrie<isch festgesetzte öffentliche Grünf'äche mit der Zweckooslmmung 'Ve<kehrsbegleljjriin' sc.11 
der Glrederung des Verkehrsraumes diene11 und ist durd,gängig mit einer Mindestbereile von 1,50 m als offene Vegeboonsflä­
cile zu erhatten. 

5. Maßnahmen zur Minderung schädlicher Umwelteinflüsse . (§ 9 (1) Nr. 24 BauGB) 

5.1 Bei Neubau- und Ersa tz\'orhaben in Geltungsbereich sind z:um passiven Schutz vor Schallimmissionen ggf. bauliche Maßnahmen 
vorzusehen. 

Die mall!lebli::hell AL.llenlamipegel sowie ö,e sich daraus ergebenden Bauschalldämm-Maße der Außenbauteile (erf R'w,res) sind 
nach der zum Zeilµunk1 der Bauanfrallstellung gültigen DIN 4109, &halscilltz im Hochbau, zu beslimmen. 

6. Flächen für Anpflanzu ngen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauG B) 

6.1 rne zeictinerisch festgese1Ziter1 Bäume sild dauerflaft zu elhalte11 ur,d vor Bescf:lädigungen zu sdiützen. Beschädigte Baume slllO 
fachgerecfllzu behandeln. Abgängi,ie Bäume sind durch gk!mwertige Bäume entsprecheoo der ArteJ1iste nach 6.3 zu erselzen. 

62 In der zeichoensch feslgesetzten Fläche für die Allpllanzung von Bäume• und Siräuchem am südösHichen Rand des Gellungsbe­
reiches zum Part< sind 3 slandortgerechte, einheinisdle Laubbäume l81d mindestens 16 slandortgerechte, elnheimeclle Slräu­
cher • entsprechend deJ Artenlisle nach 6.3 - zu pllal\Zen und dauema.fi zu erhalten. 

In der zeichnerisch feslgeselz!en Fläche für die Allpllanzung voo Bäumen und Slräuchem am nordöslficheo Rand des Gellungs­
beredles zur w..,. ist öre beslehende Bepllanzung zu erhalten. Zusätzlch sind rrindestoos 6 standMgerech e, eilheimisdle 
Laubbäume und 12 standortgerechle, einheillische Slräucher • entsprechend der Artenliste nacfl 6.3 - zu pflanzen und dauerhaft 
zu erhatten. Die sOdwestiche Glef\Ze dieser Fläcfle enlsprichl der Grenze des Gewässerrandste~ens gemäß § 23 Wasserhaus­
haltsgesetz (WHG) bzw.§ 38 Hess. Wassergeselz (HWG). In dieser fläche sind im Sinne dieser Gesetze keine bauichen Allo,. 
gen zulässg. 

für Boden nagement des Landkreises Marburg-Biedenkopf 

6.3 Artenliste 'Gehfüe' {Baume und Sträucher) 

Laubbäume S1räucher 
Aeßr campestre Feldahorn Arer campestre Feldahorn 
Ar;er pseudoplalanus Bergahorn Carpi,us tlebJlus Hai11budle 
Ainus glulnosa SchwaJZ-Ene Comus mas Kornelkirsche 
Crupinus belul.Js Hainbucfle Comus sa~llinea Hartriegel 
Crategus monogyna Weißdom Corytus avellana Hasel 
Fagus sylvatica Rotbuche Cralaegus monogyna Weißdorn 
Fraxilus excelsior Esche Euonymus europaeus Pfaffenhiitci1en 
Salt<albe Weide lonicera xylosteum Heckenkirsche 
Tia cordala Win erfmde Prurws avium Vogel<i&:he 
Quercus petraea Traubeooiche Pruoos spinosa Schlehe 
Querrus robur Eiche Rosa canina Hundsrose 

Sali< caprea Kiitzdlenweide 
Sambucus nfgra Holunder 

sowie alk! Obs1baumscrten Sambocus racemosa Traubenholunder 
Syringa wlgaris Flieder 
ViJumum lantana Wolüg..- Schneebai 
Viburnum opUlus Schneeball 

Milldestgualität: Mindesl]lualilät 
Hochstamm,STU 16-18cm Heister der Sortierung 150/175 und 

2x ve,pflanzte S!räucherje nach Art in der 
Sol1ierung60/80, 80/100 oder 100/150 

Kletterpfla1wm und Rankpflanzen für Fasoadenbegriinung 
Aristolochia dulior (Preifenwiflde) Hy<lrangea peliolaris (Kletterhorten,ie) 
Cmalis (WakJrebe, versch. Arten) Looicera (Geißblafl, versch. Arten) 

6.4 D,i Anpllanzung von Nadelbäumen ist unzulässig. 

6.5 Bai BepftanZtlngen mit Bäumen und Sträuchern ist ein Mindestabstand von 2,50 m zu Versorgungs- uOO Hausar.schlussleitungen 
einzuhalten. Eille Un!erschreitung ist nur in Abstimmung mit den }e'Wels zuständige11 Verscwqungslra em zulässig. 

Änderungsvermerke 
Änderung I Bemerkung: Datum: durch: 

gezeichnet: 10.11.2014 C. Heckroth 

19.03.2015 C. Heckroth 

24.06.2015 C. Hecl<rolh 

15.07.2015 C. Hedrolh 

01 

02 

03 

04 

Örtliche Bauvorschriften nach HBO 
7. Gebäude· § 81 (11 Nr. 1 HBO 

7 .1 Statfelgeschosse müssen durch bauliche und gestallerische Maßnahmen von de!l anderen Geschossen abge­
setzt werden. Hierzu ist ein Staffelgeschoss von mindestens 3 Gebäudeseiten mindestens 1,0 m hinter die 
obere Außenkante des obersten Vollg eschosses zurückzusetzen . Zudem ist ein Gestaltungswechsel (M aterial­
, Farbwechs el) in der Fassade aut jeder GeDäudeseite aufzu11ehmen. 

8. Dächer. Dachterrassen - § 81 (11 Nr. 1 HBO 

8.1 lnnerllaJb des Geltungsbereichs sind bei Hauptgebäuden ausschtießlich Flachdächer oder Dächer mil einer 
Dachneigung von max. 20e zulässig. 

8.2 Dacheindeckungen mit Matertalle11. die glänzende Oberttächen erzeugen. sind unzulässig. Fotovoltaik­
Anlagen si'1d hiervon ausgenommen. 

9. Regenwassernutzung. § 81 (1) Nr. 1 HBO i.V.m. § 37 Abs. 4 HWG 

9.1 Oas auf den DachHächen anfallende Niederschlagswasser ist in eirie (oder mehrere) auf dem Grundstuck. 
unterhalb, der Geländeoberfläche befindliche Brauchwasseranla9e (Zisterne) abzuleiten.Die Brauchwasseran­
lagen mGsseri eine Kapaz itäl von mindestens 15 Ilm" begrünter Dachfläche aufweisen . Eine Reduzierung ist 
Zi.Jlässig, wenn der Verb rauch nachweislich deutlich geringer anzusetzen ist. Das Wasser isl als BraLFchwasser 
zu nutzen , s.ofern wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen. Eine hausinterne 
Brauchwas sernutzung ist 11icht notwendig. 
Abweichend von den Bestim mungeR der Sätze 1 - 4 kann anfallendes unbelastetes Niederschlagswasser nach 
getrennter Sammlung atJch versickert werden, wenn die Bodenvoraussetzungen dies nachiweislich zulassen. 

10. Einfriedungen - § 81 (1) Nr. 3 HBO 

10.1 Zur Einfriedung der Grundslücke sind an den dem öffentlichen Straßemaum zugewandlen Grenzen aus­
schließlich folgende Bauweisen - auch In Kombination - zulässig: 
- Mauern aus Naturstein 
- La ubgehölzhecken 
- Holz-Staketenzäune mit senkrechter Gliederung 

Zur Einfriedung der Grundstücke sind an den flicht in Satz 1 genannten Grenzen ausschließlich folg ende 
Bauweisen zulässig: 
- Laubgehölzhecken 
- Masche11drahtzäume nur in Verbindun9 mil lal!lbgellölzhecken 

10 .2 Die maximale Höhe von Einfriedungen beträgt an den dem öffentlichen Straßenraum zugewanOlen Gre11zen 
1,00 m, an allen anderen Grenze n 1,50 m. 

11 . Grundstücksfre iflächen. Stellplätze - § 81 (1) Nr . 4 und 5 HBO 

11.1 Die nicht befestigten Flächen sind als Rasenfläche anzulegen und zu unterhalten. Die Begrllnung hat mit 
standortgerechten einheimischen Arten entsprechend der Artenliste nach 6.3 zu erfolgen. 
Zusätzlich zu den nach 6.2 festgesetzten Gehölzpflanzungen ist pro 500 m1 Grundslücksfreifläche inne,halb 
des allgemeinen Wohngebiels WA ein hochstämmiger standortgerechler, ein heimischer Laubbaum - enlsp~e­
cherid der Artenliste nach 6.3 . zu pflanze n und dauerhaft zu erhalten. 

11.2 Auch die ni cht gärtnerisch genutzten Freiflächen wie Zufahrten, Stellplälze sind in wasserdurchlässiger Bau­
weise (Ptlasteumg mit mindestens 15 % Fug enan teil, Schotterrasen , wassergebund e11e Decke o. ä. ) als teil­
versiegelte Flächen herzustellen. Die Vermörtelung von Fugen ist unzulässig. Die Slellplalztlächen in Bauwer­
ken und die Flächen, die wegen funktiona ler Erforderni sse (z. B. rollstuhlge rech l) einen höheren Versiege­
lungsgrad erfordern, sind hiervon ausgenommen. 

11.3 Innerhalb der als Allgemeines Wohngebiet WA zeichnerisch feslgeselzlen Fläche sind die Slellpfätze auf dem 
Grundstück mil hochstämmigen standortgerechten, einheimischen Laubbäumen - entsprechend der Arlenliste 
nach 6.3 - zwischen den Stellplätzen oder an deren Rand im Verhältnis mindestens 1 Baum je 5 Ste11p1ätze 
einzugrün en. Wenn vorh andene Bä ume in die Gestaltung von Stellplatzanlagen eingebunden werden, können 
diese hierauf angerechnet werden. 

11.4 Ste11plalzflächen sind durch gärtnerische Maßnahmen so zu gestalten, dass sie von der öffentlichen Grünflä­
che des Parks aus nicht direkt ein sehbar sind. 

11.5 Die Flächen zur Aufnahme ljOn Abfal l- und Wertsloffbehältern sind durch bautiche oder gärlnerische Maßnah­
men so zu gestalten, dass sie vom öffentlichen Straßenraum und der öffenllichen Grünfläche des Pa rks aus 
ntcht direkt einsehbar sind. 

12. Begrünung von bau lichen Anlagen -§ 81 (1) Nr. 5 HBO 

12.1 Die Dächer der Hauptgebäude sind mit ein er extensiver. Begrünung zu versehen , die dauerh.aft zu erllallen isl. 
Die Oick.e der Vegetationsschichl (durchwurzelbare Schicht} muss mindestens 8 cm, bei Verwenclung von vor­
kultivierten Vegelalionsmauen und entsprechem:ler Wasserspeicherschicht mindestens 3 cm betragen. 

12.2 Ausgenommen von der Festsetzung 12.1 sind die Dachflächenanteile, die für Anlagen zur Ausnutzung von 
Sonnenenergie genutzt werden. 

12.3 Nichl überdachte Dachterrassen , die größer sind als 25 m1 , sind zu mindestens 25 % als Vegetationsßäche 
auszubilden. Nr. 12.2 gill entsprechend. 

Hinweise 
1. Übersclrwommungsgobiet • Der Gellungsbereich ist umget,m vom Übersctrwemmuogsgel:iel Wiera'. & h/lia~ Randberee 

ehe ilsbescndere im Suden und Westen lo,geo ilnerhalb. Die genaue Abgrenzung des Überachwemmungsgeb,ites wird durch 
die der Bekanntmachung des Regierungspräsidiums beigefüglen Kartendarslelk!ng definiert. Auch wenn der neu zu bebauende 
Bereich rlrnt direkt betroffen ist. ist anzunehmen, dass wegen der Nahe zum Überschwemmungsbereich einer der Bebauung vor­
laufende B.augrundunterst1cllung im Hinblick auf die Beurtelung de, bodenmedlanischen Voraussetzungen besonderer Wert zu­
kommt und unbedingt zu empfelel ist Innerhalb des Überschwemmungsgebie!es ist keine zusätzliche Veraiegelung zul3s­
sig. 

2. Gewässerrandstreifen 4 Der Abschnftt der-W1eto an der nordöstfdlen Grenze des Geltungsbereiches ist gemäß Oberer Wasser­
behörde (OWB) beim RegierungspräsidiJm (RP) Gießen und dem Fachbereich Bauen, Wasser- und Nalursch~ des Landkrei­
ses Marburg-Biedenkopf als Außenbereich gemäß§ 35 Bau GB in Innenbereich einzustu1en. In desem Bereich ist ein 10 m bree 
ler Gewässerrandstretlen gemäß§ 23 Wasserha"shaltsgesetz (WHG) bzw.§ 311 Hess. Wassergesetz (HWG) von baulichen An­
lagen und folgüch voo jeglicher Versie9elung lreizuhallen. Der Gewässerra,dstre,en bemisst sicfl landseitl ab der Linie des Mi ­
telwassers!andes. 

3. Bodenveronreinigungeo • Sollten bei Erdarbeiten orgaoolepfische Aufffilllgkeiten aufbrelen, ist urwerzüglicfl de zuständige Be­
hörOe zu inform'leren. Gegebenenfalls sind eritsprechende Sodenuntersuchu.nge!l zu veran!assen und/oder entsprechende Maß­
nahmen zur Behand!ur.g des :Bodens einzi.deften. 

4. B"'llbau • Der Geltungsbereich lieg! im Gebiel von zwei Bergwe,ksfeldem (eins besläligl eins erloschen), in denen nur die Roh­
stoffvorkommen nachgewiesen wuroeJ1. Die Bergaufsicht des RegienrngspräsidiJms hat im Rahmen der Beleiügung darauf hin­
gew"5en, dass eine der Funoolellerl oodlicfl des Geltungsbereiches 1~. Die ooiche Lage der anderen Fundslelle und de Art 
dieses Fundnachweises sind hier nicht bekannt. Bel Baumaßnahmen ist auf Spuren ehema~en Bergbaus zu acllten; ggf. sind 
entsprechende bauliche Sic:herungsrnaßnatvne.n zu treffen. 

5. Slellplätze • Es gül die S~ung der Sladt Neustadt (Hessen) über die Stelplatzpfichl sowie die Gestallung, Größe, Zahl der 
Slellplätze oder Garagen und Abslellplälze für Fahrräder und de Abliisung der Stelpla~ für Kraflfahrze"lle: Slellpla~- und Abk>­
sesalzung von13.06.1995. 

6. lmmission,vortlelastuog • In Teilen des Geltungsbereiches köt1nle es durch öie B 454 zu einererh<ihlen Be~sl.Jng durch Slra­
ßenverl<ohrslänn kommen. Die möglictle Überschre!ung der relevanten WMe (DIN 18005 '&halsch~ im Städtebau', 16. Blm­
SchV, TA Lärm) und ggf. das Erfordern• passive< Lännschulzmaßnahmen ist in Verfahren z:u prüfen. Gegen den Slraßenbeu­
laslträ!!er. können keinerlei Ansprüche auf Errichtung von L.annsch~nlagen oder sonslige Forderungen, die mit den von den 
vorhandenen Straßen ausgeherxfen Emissbnen zusammenhängen, gce,ste!lt wen:lern 

7. Grundstücksteilung - Gemäß§ 19 (2) BauGB dür1en durch d,i Tel mg eines Grundsliicks im Gellungsbereich eines Bebeu­
Ul)Jlsplans keine Vertlältnisse entstehen. dte den FeslSetzun!lE!n des Bebauunosolans wrlersprechen. 

Rechtsgrundlagen 
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Verfahrensvermerke - Beschleunigtes Verfahren nach§ 13 a BauGB 

Der Aufstellungsbeschluss gemäß§ 2 Absatz 1 BauGB wurde durch die 
Stadtverordnelenversammlung gefasst am 

Der Aufstellungsbeschluss gemäß§ 2 Absatz 1 BauGB wurde ortsüblicll 
bekanntgemacht am 

Die Öffentlichkeitsbeteil igung gemäß§ 3 Absatz 2 BauGB wurde ortsüblich 
bekannlgemacht am 

Die Offentiicllkettsbeteiligung erfolgle in der Zeit vom 
bis einschließlich 

Die erneute Offenlegung gemäß§ 4a Absatz 3 BauGB wurde ortsüblich 
bekanntgemacht am 

Die erneute öffenUichkeitsbeteiligung erfotgte in der Zeit vom 
bi.s e[nschlleßlich 

Der Satzungsbeschluss gemäß§ 10 AlbsalZ 1 BauGB sowie § 5 HGO i.V.m. 
§ 9 Absatz 4 Bau GB und § 81 HBO erfolgte d uroh die Sladtverordnetenversammlung am 

Die Bekanntmachungen erfolgten im amtlichen Mitteilungsblatt. 

Ausfertigung sverme rk 

07.04.2014 ----

13 !!.2014 

21.11 .2014 
22.12.2014 

30.04.2015 

08.05.2015 
27.05.2015 

Es wird bestätigt. dass der P!aninhalt unter Beachtung der vorstehellden Verfahrenschritte mit 
Beschlossen der Stadtverordnetenversammlung übereinstimmt und dass die für d[e Rechts · 
Verfahrensvorschriften eingehalten worden sind. 

oJ .0~2o).b 
Neusladl (Hessen), den_ . _ . __ 

Rechtskraftvermerk 
Durch Offenlliche Bekannlmachung des Salzungsbeschlusses gemäß§ 1 
Nr ........ am ..... ............ isl der Bebauungsplan in Kraft getreten. 

lt-,,\ 08.k 'JolS 

Neustadt (Hessen 1, den ~6 ~ Cl:Q\-" 2cJ ~ 

Verletzung von Verfahrensvorschriften 
Mängel des Abwägungsvorgangs 
Gemäß§ 215Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine nach§ 21 ( Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine u r Berücksichtigung des § 214 (2} BauGB 
beachUiclle Vertetzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und nach § 214 (3) Satz 2 BauGB 
beachUiclle Mängel des Albwägungsvorgangs gemäß§ 21 5 (1) BauGB unbeachUich werden, wenn sie nicllt innerhalb 
eines Jahres seil Bekanntmacllung des Satzungsbeschlusses schnftlich gegenüber der Stadl unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
Der vorangegangene Satz gilt entsprecllend, wenn Fehler nach§ 214 (2a) BauGB beachUich sind. 

Entschädigungsansprüche 
Gemäß§ 44 (5) BauGB wird darauf hingewiesen, dass der Enlschädigungsberechtigte nach§ 44 (31 BauGB 
Entschädigung verlangen kann, wenn die in den§§ 39 -42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile ,eingetreten sind. 
Er l<ann die Fälligkeil des Anspruchs dadurch herbeiführen , dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem 
Entschädigungspflichligen beaolragt. 
Nach§ 44 (4) BauGB erlischt der Enlschädigungsansprucll, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nacll Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die o. g. Vermögensnachteite eingetrelen sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 

Der Planzeichnung des Bebauungsplanes ist gemäß§ 9 (8) BauGB eine Begründung beigefügt. 

Obersichtsplan Maß!>iab 1 : 2.500 
Kartengrundlage: Amt ftlr 8-0denmanagement des Landkreises Marburg-Biedenkopf 

Bebauungsplan 

Nr.27 
'Wohnbebauung am Bü 

-

rpark' 

Maßstab 1 : 500 Datum: 15. Juli 2015 
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